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Frau/Herrn Abgeordnete/n
Vorname Nachname, MdB
Deutscher Bundestag
Platz der Republik 1
11011 Berlin

Datum
Historisch hoher Dieselpreis in Deutschland gefährdet Wettbewerbsfähigkeit mittelständischer Transportunternehmen - Aufhebung der CO2-Doppelbelastung JETZT

Sehr geehrte/r Frau/Herr Abgeordnete/r,

als mittelständisches Güterkraftverkehrsunternehmen mit Sitz in … wenden wir uns mit der dringenden Bitte an Sie, sich für eine spürbare Entlastung der Transportbranche einzusetzen. Die aktuellen Dieselpreise befinden sich auf einem historischen Höchstniveau - nach dem Auslaufen des Tankrabatts ist die aktuelle Entwicklung der Kraftstoffkosten besonders besorgniserregend. Für Transportunternehmen stellt Diesel einer der größten Kostenblöcke dar. Nach jüngsten Angaben des Statistischen Bundesamtes zur Preisentwicklung von Dieselkraftstoff ergibt sich bei Abgabe an Großverbraucher ein Preisanstieg von rund 36,5 % gegenüber dem entsprechenden Vorjahresmonat, mit weiter steigender Tendenz. 
Anders als vielfach angenommen, können die gestiegenen Kraftstoffkosten nicht immer und vollständig über sogenannte Dieselfloater oder Preisgleitklauseln an Kunden weitergegeben werden. In vielen Vertragsverhältnissen sind solche Mechanismen entweder nicht vorgesehen oder aufgrund des intensiven Wettbewerbs nur eingeschränkt durchsetzbar. 
Vor diesem Hintergrund bitten wir Sie (erneut) sich dafür einzusetzen, dass die doppelte CO2-Belastung des deutschen Transportgewerbes aus dem nationalen Emissionshandel gemäß BEHG und dem CO₂ Zuschlag auf die Lkw Maut endlich aufgehoben wird. Umgesetzt werden könnte dies etwa über ein Rückerstattungsverfahren in Anlehnung an Gewerbedieselregelungen anderer EU-Staaten, wie etwa Belgien, Frankreich, Italien, Portugal, Slowenien, Spanien und Ungarn. Dort werden Tankbelege bei den zuständigen Behörden für vorab mit Fahrzeugschein registrierte Fahrzeuge eingereicht. Eine Rückerstattung des im Rahmen des BEHG gezahlten CO2-Preises könnte also etwa durch entsprechende Nachweise beim Bundesamt für Logistik und Mobilität (BALM) erfolgen.
Mehrere EU-Mitgliedstaaten, darunter das Nachbarland Polen, gewähren (erneut) gezielte steuerliche Entlastungen beim Kraftstoffverbrauch des gewerblichen Straßengüterverkehrs (der polnische Durchschnittspreis lag z.B. in Kalenderwoche 34 mit 1,68 Euro/Liter um gut ein Viertel unter dem deutschen Preis). Ein echter Gewerbediesel, der die Energiesteuer dauerhaft auf das EU-Mindestmaß absenkt, könnte alternativ als weitere geeignete Maßnahme auch in Deutschland dazu beitragen, die Wettbewerbsfähigkeit der heimischen Transportwirtschaft zu sichern. Im Gegensatz zum steuerlichen Investitionssofortprogramm, das Investitionen und E-Mobilität durch degressive Abschreibungen und Sonderabschreibungen fördern soll, würde diese Maßnahme auch kleine und mittelständische Transportunternehmen unterstützen. Viele Betriebe verfügen aufgrund der angespannten Ertragslage nicht über die finanziellen Spielräume für größere Investitionen. Akute Kostenentlastungen wirken daher deutlich schneller und zielgerichteter.
Auf europäischer Ebene gibt es aufgrund des befristeten Krisen-Beihilferahmens der Europäischen Kommission keine beihilferechtlichen Hindernisse. Mitgliedstaaten können danach Mehrkosten beim Kraftstoffbezug kompensieren oder andere zielgerichtete Unterstützungsinstrumente einsetzen. Darüber hinaus ermöglicht auch der bisherige gesetzliche Rahmen die Einführung von nationalen Sonderregeln bei der Energiebesteuerung. 
Die derzeitige Belastung führt zu einer erheblichen Wettbewerbsverzerrung zulasten heimischer Unternehmen und schwächt den Logistikstandort Deutschland. Ein leistungsfähiges deutsches Transportgewerbe ist eine zentrale Voraussetzung für resiliente Liefer- und Versorgungsketten. Ohne wirtschaftlich stabile Transportunternehmen können Industrie, Handel und Verbraucher nicht zuverlässig versorgt werden. 
Bitte setzten Sie sich daher ein für:
 die Abschaffung der CO₂-Doppelbesteuerung entsprechend den Zusagen im Koalitionsvertrag,
 alternativ die Einführung eines steuerbegünstigten Gewerbediesels nach dem Vorbild anderer europäischer Staaten,
 die gezielte Unterstützung kleiner und mittelständischer Unternehmen des Straßengüterverkehrs durch Aufstockung der Mautharmonisierungsprogramme gemäß § 11 Abs. 2 Nr. 2 BFStrMG auf 900 Mio. € jährlich.
Für einen Austausch zu den Herausforderungen unserer Branche stehen wir Ihnen jederzeit gerne zur Verfügung und würden uns über ein persönliches Gespräch sehr freuen.

Mit freundlichen Grüßen
Unterschrift 
Firmenname



